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Niederschrift

über die Gemeinderatssitzung 


am 30.5.2016
Beginn: 19.30 Uhr
Ende: 21.35 Uhr
Anwesende:

Bgm.
Josef  Gahr (als Vorsitzender)

Bgm.Stv.
Freimüller Markus

GV
DI (FH) Richard Schwaninger

GV
Ernst Zalesky

GV
Daniela Haas

GR
Robert Sporer

GR
Stanislaus Schwarzenauer

GR
Dietmar Mair

GR
Birgit Garzaner

GR
Karin Vonach

GR
Brigitte Heinrich-Ebner

GR
Thomas Ortner

GR 
Manfred Fasser

GR
Helmut Gantschnigg

GR              Elmar Spiß





Außerdem anwesend: 
Schriftführer: Brigitte Egger-Riedmüller

T A G E S O R D N U N G
Sitzungsverlauf und Beschlüsse:

Zu Beginn der Sitzung begrüßt der Vorsitzende, Bgm. Josef Gahr, alle anwesenden Gemeinderäte und bedankt sich bei allen für das pünktliche und verlässliche Erscheinen trotz der kurzfristigen Einladung.

Wie allen bereits bekannt ist, steht das Haus Pariasek – Lanc – Neumann-Lanc  in der Dorfstraße 9 zum Verkauf. Die Parzelle hat ein Ausmaß von 556 m² (ca.479 m² Grünland – Rest ca.77 m² verbaute Fläche). Schon vor ca. 10 Jahren hat man sich im Gemeinderat damit befasst, welche Grundstücke zukünftig für die Gemeinde interessant sein könnten und dabei war auch  dieses Grundstück auf Grund seiner Lage direkt neben Schule und Kindergarten dabei. Gleichzeitig hat die Familie Pariasek bekundet, bei einem Verkauf an die Gemeinde heranzutreten. Bei den Besitzern handelt es sich um 3 Familien aus Wien. Eine Schätzung der Sparkassen Realservice hat eine Wertschätzung von € 387.000,-- ergeben. Der Bürgermeister hat das Objekt dann besichtigt und überrascht festgestellt, dass 2 der 3 Wohnungen bestens und modern ausgestattet sind, mit teilweise neuem Inventar. Grundsätzlich wäre das Haus sofort bewohnbar, man muss aber berücksichtigen, dass das Haus im Jahr 1926 erbaut worden ist und daher natürlich nicht den heutigen energetischen Standards entspricht. Eine nicht nähere bekannte Bieterin würde lt. Maklerin sofort € 370.000,-- bezahlen und hat später noch ein verbindliches Kaufangebot in der Höhe von € 380.000,-- gestellt.
Der Vorsitzende findet, dass diese wichtige Entscheidung gemeinsam vom Gemeinderat beschlossen werden soll und bittet die anwesenden Mandatare um ihre Meinung. Vorher legt er noch seinen Standpunkt dar. Soll die Gemeinde diese einmalige Gelegenheit ungenützt lassen? Aber zu welchem Preis? Eine Vermietung würde auf Grund der alten Bausubstanz und der nicht einzeln abgeschlossenen 2 ca. 70 m²  großen Wohnungen schwierig sein. Die Gemeinde würde das Haus voraussichtlich abreißen.  Der Vorteil für die Gemeinde ist aber die perfekte Lage direkt neben Schule und Kindergarten. Beim  Kauf des Grundstückes als „Erweiterungsfläche Schule/Reservefläche für Schule und Kindergarten“ würde eine Bedarfszuweisung (BDZW) des Landes Tirol in der Höhe von ca. € 150.000,-- zu erwarten sein. Natürlich ist das Hauptinteresse der Gemeinde  für das Grundstück gegeben, für private Käufer hingegen auch für das darauf erbaute Haus. Derzeit gibt es noch Aufstockungsmöglichkeiten in Kindergarten und Schule, auch sind Räume für die Einrichtung einer Kinderkrippe vorhanden, es ist aber nicht vorhersehbar, wie sich die Ansprüche zukünftig entwickeln werden. Er bittet den Gemeinderat um Diskussion. Diese entwickelt sich sehr rege.
Bgm.Stv. Freimüller stellt die Frage der Abwägung von Nutzen –Risiko (Kaufpreis)

GR Ortner erläutert an Hand eines Beispiels aus Innsbruck den Nutzen für spätere Jahre.

GV Schwaninger hält fest, dass der Kaufpreis abzüglich der BDZW bei ca. € 280.000,-- liegen würde, was für ihn ok. wäre. 
GR Heinrich-Ebner stellt die Frage, ob mit der Genehmigung der BDZW des Landes die Verpflichtung zur Unterbringung von Flüchtlingen verknüpft sein könnte. Dies verneint der Vorsitzende mit dem  o.a. Argument - Erweiterungsfläche Schule. 

GR Spiß ist skeptisch, was die Sanierung im Falle einer Vermietung betreffen würde (alte Bausubstanz/Schallschutz usw.)

GR Fasser fragt, ob man nicht eine Obergrenze für den Kaufpreis festlegen sollte (ca. € 390.000,-- bis € 400.000,--).
GR Schwaninger fragt wie es bei so einem alten Haus bezüglich des Denkmalschutzes ausschaut? Das Grundstück als Dorfzentrum zu nutzen würde gut passen und wäre eine gute Investition für die Zukunft.

GR Fasser  Ist der hohe Preis in der Öffentlichkeit vertretbar?

GR Heinrich Ebner stellte nochmals die Frage bezüglich eventueller Auflagen des Landes für eine Flüchtlingsunterbringung.

Bezüglich der Flüchtlingsunterbringung stellt Bgm. Gahr fest, dass es dafür eine regionale Lösung (Flüchtlingsheim Volders) gibt, diese Unterbringung gewisse Standards erfüllen muss und im Falle einer Unterbringung eine BDZW nicht höher ausfallen würde.

GV Zalesky hält eine Vermietung nicht für sinnvoll (Mieterschutz). Welche Kosten würden bei einem Abriss entstehen? Vorsitzender: ca. € 30.000,--
GR Schwarzenauer: Ist eventuell das gut erhaltene Inventar verwertbar?

Man ist aber überwiegend der Meinung, dass sich ein Verkauf eher schwierig gestalten würde.

GR Fasser möchte bezüglich des Kaufpreises auf die Ehrlichkeit gegenüber der Bevölkerung hinweisen.

GR Mair weist auf die langfristigen Interessen im Falle eines Kaufes hin, bisher gab es bei Immobilien langfristig immer eine Wertsteigerung.
Bgm.Stv. Freimüller ist auch der Meinung, dass eine Vermietung nicht sinnvoll wäre.
Es entwickelt sich wieder eine rege Diskussion. Man stellt fest, dass BDZW Steuergelder sind, mit denen man sorgfältig umzugehen hat. Die Gemeinde soll auch nicht preistreibend auftreten. Eine Vermietung würde aber eine Finanzierung auf längere Sicht erleichtern. Ein Neubau würde vielleicht erst in 15 Jahren anstehen. Der Vorsitzende stellt fest, dass die „Beschwerdeflut“ (Lärm von Schule bzw. Kindergarten und dem angrenzenden Spielplatz) von eventuellen Mietern geringer als von Privatbesitzern ausfallen würde. Er fasst nochmals alle „für und wider Argumente“ zusammen. Für ein nochmaliges Angebot der Gemeinde braucht er die Zustimmung des Gemeinderates. Es ist eine unwiederbringbare Gelegenheit für die Gemeinde, die Fremdfinanzierung (Kredit) von ca. € 250.000,-- auf 20 Jahre würde eine monatlich Belastung von ca. € 1.200,-- bedeuten. Er würde einen Abriss einer Vermietung vorziehen.
GR Gantschnigg vermutet eine Preistreiberei durch die Bieterin und stellt fest, dass es sich um eine sehr kurzfristige Entscheidung handelt.
GR Ortner bringt ein, das bei einer Kaufentscheidung eine Vereinigung mit den bereits in Gemeindebesitz befindlichen Grundstücken möglich ist, sich damit durch den Entfall der Abstandflächen lt. TBO  eine größere, bebaubare Fläche ergeben würde und damit sich der Preis pro m² reduziert. Er stellt auch die Frage, wie fix die Zusage des LR Tratter für die BDZW ist.
GR Mair stellt fest, dass ein Kauf für die Gemeinde von großem Nutzen wäre, eine solche Chance kommt nicht wieder, obwohl der Zeitpunkt für den Kauf ein ungünstiger ist. Er sieht eine Vermietung sehr wohl als sinnvoll.

GR Fasser hält fest, dass in der Grunddiskussion für einen Kauf eventuelle Miteinnahmen keine Rolle spielen sollen.
GR Spiß bemerkt, dass grundsätzlich ein Kauf schon sinnvoll wäre, er ab auf Grund des Kaufpreises keine Zustimmung geben wird.
GR Heinrich-Ebner meint, dass auch die Bevölkerung den Nutzen eines Kaufes sieht. 

(Schule und Kindergarten unmittelbar angrenzend).
Bgm.Stv. Freimüller stellt die Frage, ob bei einem Kauf und einer dafür notwendigen Kreditaufnahme zukünftig notwendige Projekte nicht umgesetzt werden können?
Der Vorsitzende antwortet darauf, dass die Gemeinde ihre Hausaufgaben erledigt hat und vorranging anstehende Projekte Kinderkrippe und Verkehrsberuhigung Bereich Volksschule gesichert sind. Durch Betriebsansiedlungen der Firmen trans-o-flex und Wegscheider sind Mehreinnahmen in der Kommunalsteuer zu erwarten, wie wohl eine strenge Budgetkontrolle in den nächsten 2 – 3  Jahren zu erwarten ist. Die Gemeinde kann den Kauf eigentlich nicht auslassen. Natürlich ist das Projekt ohne BDZW seitens des Landes nicht finanzierbar, der Kauf oder Nichtkauf bedeutet auch für den Bürgermeister ein Wechselbad der Gefühle hinsichtlich des Kaufpreises. Allerdings wird dieser Kaufpreis durch den Markt bestimmt, der Wert ist aber langfristig gesichert und wird sicher nicht weniger werden. 
Bgm.Stv.Freimüller erkennt in der Runde eine Tendenz zum Kauf.

GV Zalesky hält fest, dass seine Fraktion an jeglichen Immobilienspekulationen, DKT Spielen und dergleichen nicht interessiert ist und von ihm keine Stimme für den Kauf einer Grünfläche vor der Schule um € 800,--/m² zu erwarten ist.
Bgm.Gahr antwortet dazu, dass die Entscheidung jedes einzelnen Gemeinderates zu respektieren ist und für ihn ein Umgang mit öffentlichen Geldern, wie bisher immer in der Gemeinde Fritzens, sehr verantwortungsvoll sein muss.

Der Vorsitzende stellt an den Gemeinderat die Frage, ob ein Kaufangebot gestellt werden soll. 

Beschluss: Der Gemeinderat beauftragt den Bürgermeister mit 11 : 4 Stimmen ein 

verbindliches Kaufangebot in der Höhe von € 387.000,00 bis maximal


€ 395.000,00 zu stellen.      

2) Bebauungsplan GP 1221 Firma Wegscheider
Die Causa Wegscheider ist allen anwesenden Gemeinderäten bekannt. Das letzte Treffen am Gemeindeamt mit den Anrainern ist wesentlich gemäßigter abgelaufen als das vorherige (GR Sitzung am 14.4.2016). Die Einwände der Anrainer betreffen nur das Gewerberecht und haben mit dem im Zuständigkeitsbereich der Gemeinde liegenden Baurecht nichts zu tun. Die für das gewerberechtliche Verfahren notwendigen Messungen der Firma FIBY ZT GmbH  haben lärmmäßig keine Beeinträchtigen ergeben und eine Ansiedlung ist ohne Bedenken möglich. Diese Aussagen bestätigt auch GR Spiß auf Nachfrage des Vorsitzenden. Alle Erklärungen des Grundbesitzers, Herrn Martin Wegscheider, sind stichhaltig. Viele Gegenargumente der Anrainer wurden auch mit dem Start eines LKWs vor Ort hinsichtlich der Lärmentwicklung hinfällig. Auch hat sich der Gemeinderat den Widmungsbeschluss aus dem Jahr 2015 wohl überlegt.

GV Zalesky bemängelt die unprofessionelle Einladung per Telefon eines Teiles der Anrainer und möchte alle Einsprüche der Anrainer im gewerberechtlichen Verfahren gesichert wissen.
Der Vorsitzende bemerkt hiezu, dass noch geprüft werden muss, in wie weit überhaupt eine Parteistellung der Anrainer (w/Entfernung zum Grundstück) vorliegt..

GV Schwaninger hält fest, dass seiner Meinung nach keine Beeinträchtigungen gegeben sind. Der zwischen der geplanten Firmenansiedlung und den Anrainern liegende Bahndamm hält den Lärm ab, seitens seiner Fraktion gibt es keine Einwände und er sagt die Zustimmung zu. Es seien auch keine „Scherereien“ zu erwarten.
Lt. Bgm. Gahr kommen die LKW gar nicht auf die Nordseite des Bahndammes und es besteht eine perfekte Anbindung an die Autobahn. 

GV Schwaninger mahnt dazu ein, dass die Innbrücke einen neuralgischen Punkt darstellt und man mit Werbung für eine gute Autobahnanbindung vorsichtig sein soll. (Stau auf der Brücke speziell morgens und abends). Man sollte auch berücksichtigen, dass man eventuell auslaufende Pachtverträge (Plose Tankstelle) für neue Ansiedlungen nutzen sollte, seiner Meinung nach ist das derzeit ein Gewerbegebiet ohne Einnahmen.
Der Vorsitzende antwortet darauf, dass es sich bei dem angesprochen Verkehr zu 90 % um Privat PKW aus Fritzens handelt. Das Gewerbegebiet in der Innstraße betreffend verweist er auf Kommunalsteuereinnahmen aus dem Postverteilerzentrum und trans-o-flex und verweist auf bestehende Pachtverträge mit den Grundstückeigentümern.

GR Gantschnigg erinnert an die Bedenken der Anrainer bei der Zufahrt auf das Grundstück der Firma Wegscheider (gefährlicher Einfahrtswinkel für die LKW).

Bgm. Gahr stellt dazu fest, dass für die gewerbliche Verhandlung auf jeden Fall ein Verkehrsgutachten notwendig ist, in dem auf eine gefahrlose Zufahrt selbstverständlich Bedacht genommen wird.

Der Vorsitzende stellt die Frage, ob der Gemeinderat damit einverstanden ist, dass der Entwurf über die Neuerlassung eines Bebauungsplanes für das Grundstück 1221 zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt werden soll. Sollte während dieser Auflagefrist keine Stellungnahmen angegeben werden, gilt auch der allgemeine und ergänzende Bebauungsplan als beschlossen.

Beschluss:  Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Entwurf über die Neuerlassung

eines Bebauungsplanes für das Grundstück 1221 vom 31.5.2016 bis 28.6.2016


während der Amtsstunden im Gemeindeamt  Fritzens zur öffentlichen 


Einsichtnahme aufzulegen.

Personen, die in der Gemeinde Fritzens ihren Hauptwohnsitz haben und Rechtsträgern, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen steht das Recht zu, bis spätestens eine Woche nach dem Ablauf der Auflegungsfrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.

Gleichzeitig hat der Gemeinderat den allgemeinen und ergänzenden Bebauungsplan beschlossen, wenn innerhalb der Auflegungsfrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 
Zu Schluss bedankt sich der Vorsitzende nochmals für das Verständnis für die kurzfristige Einladung auf Grund der Dringlichkeit der Angelegenheit Grundkauf und wird die jeweiligen Fraktionsführer über einen Verhandlungserfolg umgehend informieren.
Dieses Protokoll besteht aus 5  Seiten.

Es wurde gelesen, genehmigt und gefertigt.

Fritzens, am 2.6.2016


Der Bürgermeister:

Gemeinderat:
                                         (Josef Gahr)                                Gemeinderat:

----------------------------

---------------------------



Der Schriftführer:



(Brigitte Egger-Riedmüller)
